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» Klimawandel  –
Debatte oder Hysterie? »
Eine der größten globalen Herausforderungen unserer Zeit, nämlich der 
vom Menschen verursachte Klimawandel, wird derzeit vermehrt ins Be-
wusstsein jedes Einzelnen gerufen.

Die notwendige sachliche Debatte über den bestmöglichen Einsatz von 
Mitteln muss geführt, darf aber nicht von einer Kampagnisierung über-
lagert werden. Eine solche könnte bewirken, dass ein sparsames Diesel-
fahrzeug durch ein Elektroauto ersetzt wird, dessen Strom vielleicht aus 
einem Braunkohlekraftwerk in Polen stammt, das weniger effizient ist 
als sein deutsches Pendant, welches wiederum aus Gründen des Klima-
schutzes geschlossen wird.

Öffentlicher Druck ist wichtig, um etwas in Gang zu setzen und Politi-
ker wie Unternehmen zu ermutigen, neue Wege zu gehen, und zwar 
unabhängig von der Beantwortung der Frage, ob es noch fünf vor oder 
bereits fünf nach zwölf ist. Die Europäische Union und Österreich sind 
gefordert, gegen den Klimawandel und für den Umweltschutz Maßstäbe 
zu setzen und den Anstoß für die Entwicklung neuer Technologien mit all 
jenen Mitteln zu geben, die ansonsten für nicht erreichte Klimaziele zu 
bezahlen wären.

Unabhängig davon ist anzumerken: Am wenigsten wird unsere Erde be-
lastet, wenn Energie nicht verbraucht wird. In diesem Sinne können wir 
schon jetzt alle unseren Beitrag leisten.
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Die Anschaffung eines Elektroautos ist mit 
zahlreichen steuerlichen Begünstigungen 
verbunden und kann für den Unternehmer 
durchaus sinnvoll sein. Allerdings gilt es, 
einige Besonderheiten zu beachten.

ELEKTROAUTOS

Bei herkömmlichen PKW oder Kombi-
nationskraftwagen mit Verbrennungs-
motoren ist bekanntlich ein Vorsteuer-
abzug von den Kosten der Anschaffung, 
der Miete oder dem Betrieb nicht mög-
lich. Der leistungsempfangende Unter-
nehmer hat daher den Bruttobetrag zu 
begleichen und kann die Vorsteuer etwa 
aus dem Kaufpreis, der Leasingrate, dem 
Treibstoff oder der Wartung nicht gel-
tend machen. Davon abweichend ist je-
doch seit 1.1.2016 bei unternehmerisch 
genutzten PKW oder Kombinations-

kraftwagen mit einem CO2-Emissions-
wert von 0 Gramm pro Kilometer (z. B. 
Elektroautos) ein Vorsteuerabzug mög-
lich. Im welchem Ausmaß hängt von 
den Anschaffungskosten ab.

Anschaffungskosten
unter EUR 40.000,00

Für den Vorsteuerabzug sind die ertrag-
steuerlichen Regelungen betreffend die 
Angemessenheit von Aufwendungen 
im Zusammenhang mit Personen- und 
Kombinationskraftwagen zu berücksich-
tigen. Danach gelten Aufwendungen 
oder Ausgaben im Zusammenhang 
mit der Anschaffung eines PKW- oder 
Kombinationskraftwagens insoweit als 
angemessen (und somit als steuerlich 
anerkannt), als die Anschaffungskos- 
ten (inkl. USt und NoVA) EUR 40.000,00 
nicht übersteigen.

Aus umsatzsteuerlicher Sicht hat dies 
nach Ansicht der Finanzverwaltung 
zur Folge, dass bei der Neuanschaf-
fung eines unternehmerisch genutzten 
E-Autos, dessen Anschaffungskosten 
EUR 40.000,00 nicht übersteigen, der 
Vorsteuerabzug nach den allgemeinen 
Voraussetzungen uneingeschränkt zu-
steht.

Anschaffungskosten zwischen
EUR 40.000,00 und EUR 80.000,00

Liegen die Anschaffungskosten zwischen 
EUR 40.000,00 und EUR 80.000,00, steht 
dem Unternehmer der Vorsteuerabzug in 
einem ersten Schritt uneingeschränkt zu. 
Der die Angemessenheitsgrenze von EUR 
40.000,00 übersteigende Teil des Vor-
steuerabzugs ist in weiterer Folge durch 
eine Eigenverbrauchsbesteuerung ent-
sprechend zu neutralisieren.

»Elektrofahrzeuge und Vorsteuerabzug »

Trotz seiner Verschwiegenheitsverpflich-
tung unterliegt der Arzt wie jeder andere 
Steuerpflichtige während einer Betriebsprü-
fung der Mitwirkungs-, Offenlegungs- und 
Wahrheitspflicht gegenüber der Finanz.

Die ärztliche Schweigepflicht verbie-
tet dem Arzt, Patientendaten wie Na-
men, wirtschaftliche oder persönliche 
Verhältnisse des Patienten an Dritte 
weiterzugeben. Dennoch unterliegt er 
aber während einer Betriebsprüfung der 
Mitwirkungs-, Offenlegungs- und Wahr-
heitspflicht gegenüber der Finanzver-
waltung. Inwieweit kann der Arzt eine 
Urkundenvorlage aufgrund der Schwei-
gepflicht rechtmäßig verweigern?

Verpflichtung, bei der
Betriebsprüfung mitzuwirken
Zu Konflikten kann es bei einer Betriebs-
prüfung dadurch kommen, dass einer-
seits die Verschwiegenheitspflicht nicht 
dazu führen darf, dass die Behörden bei 
der Prüfung behindert werden oder die 
Abgabenerhebung erschwert wird. An-
dererseits sind Ärzte verpflichtet, bei der 
Betriebsprüfung insofern mitzuwirken, 
als dem Betriebsprüfer die notwendigen 
Auskünfte erteilt, Buchhaltungsunter-
lagen vorgelegt und diese (bei Bedarf) 
erläutert werden.

Die Aufzeichnungen und Belege des 
Arztes müssen so geführt werden, dass 
ein sachverständiger Dritter in einer an-

gemessenen Zeit eine vollständige und 
klare Übersicht über die Vermögenslage 
gewinnen kann und dass jeder einzelne 
Geschäftsfall nachvollziehbar ist.

Können die Besteuerungsgrundlagen 
von der Betriebsprüfung nicht ermittelt 
werden, so besteht eine Befugnis der Fi-
nanzverwaltung, den Umsatz bzw. den 
Gewinn des Arztes zu schätzen.

Sensible Daten unkenntlich machen
Üblicherweise nimmt die Betriebsprü-
fung Einsicht in die Buchhaltungsunter-
lagen sowie die dazugehörenden Belege, 
wie Ein- und Ausgangsrechnungen oder 
Kassabuch. In der Regel sind aber gerade 
in diesen Unterlagen schützenswerte In-
formationen von Patienten, wie etwa die 
Namen der Patienten, persönliche Pati-
entendaten, welche Leistungen für den 
jeweiligen Patienten erbracht wurden, 
etc. enthalten. Problematisch aus Sicht 
der Schweigepflicht ist vor allem, wenn 
die Identität eines Patienten mit dessen 
Diagnose verbunden werden kann.

Ein Ausweg aus dieser Pflichtenkollision 
kann nur durch den Versuch erfolgen, bei-
den gesetzlichen Verpflichtungen – Mit-
wirkung und Verschwiegenheit – best-
möglich zu entsprechen. So hat der Arzt 
die Möglichkeit, sensible Daten unkennt-
lich zu machen, bevor er die Unterlagen 
übergibt. Das „Auslacken" persönlicher 
Daten sollte aber nicht auf Original- 

papieren erfolgen. Der Finanzbehörde 
ist es laut Judikatur nämlich zuzumuten, 
in anonymisierte Ausgangsrechnungen 
oder Kontoauszüge Einsicht zu nehmen.

Eine weitere Möglichkeit wäre die Orga-
nisation der Patientenbuchhaltung mit 
numerischer Kennzeichnung, bei der je-
dem Patienten eine Nummer zugewie-
sen wird. Eine Verknüpfung zwischen 
Beleg (Honorarnote) und Buchhaltung 
ist damit unproblematisch möglich.

Nachteilige Schätzung vermeiden
Der Arzt kann sich im Rahmen einer Be-
triebsprüfung somit zu Recht auf seine 
Verschwiegenheitsverpflichtung beru-
fen und muss aus diesem Grund nicht 
alle Daten seiner Patienten bekannt 
geben. Ihn trifft jedoch eine erhöhte 
abgabenrechtliche Mitwirkungspflicht, 
um eine unter Umständen nachteilige 
Schätzung der Besteuerungsgrundlagen 
durch die Abgabenbehörde zu vermei-
den. Auch die Kosten z. B. für die Un-
kenntlichmachung der Daten sind von 
ihm zu tragen.

ECA-Steuertipp:

Eine entsprechende Organisation der Or-
dination ist daher unabdingbar und ver-
meidet Schwierigkeiten bei Prüfungen.

»Ärztliche Schweigepflicht bei Abgabenprüfungen »
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Der Verkauf mehrerer Wohnungen bedarf 
insbesondere aus steuerlicher Sicht einer 
sorgfältigen Planung.

Die Frage, ob Immobilienveräußerungen 
wie etwa der Verkauf von mehreren Ei-
gentumswohnungen private Grund-
stücksveräußerungen darstellen oder 
im Rahmen eines gewerblichen Grund-
stückshandels erfolgen, ist an unter-
schiedliche steuerliche Konsequenzen 
geknüpft und kann zu steuerlichen 
Nachteilen führen.

Private oder gewerbliche
Grundstücksveräußerung?
Ganz allgemein stellt sich im Zusam-
menhang mit Liegenschaftsveräuße-
rungen die Frage, ob eine bloße (private) 
Vermögensverwaltung vorliegt (private 
Grundstücksveräußerungen), bei der die 
laufenden Einnahmen im Vordergrund 
stehen, oder ob es sich um eine Vermö-
gensverwertung im Rahmen einer be-
trieblichen Tätigkeit durch Ausnutzung 
substanzieller Vermögenswerte han-
delt (gewerblicher Grundstückshandel). 
Nach Ansicht der Finanzverwaltung 
liegt gewerblicher Grundstückshandel 
etwa dann vor, wenn die planmäßige 

Beispiel:
Ein Unternehmer schafft ein E-Auto, 
welches ausschließlich für steuer-
pflichtige Umsätze verwendet wird, 
am 10.1.2016 um EUR 60.000,00 
(brutto) an. Der Vorsteuerabzug steht 
zunächst zur Gänze in Höhe von EUR 
10.000,00 (60.000/120*20) zu. Jener 
Teil der Anschaffungskosten, der die 
Grenze von EUR 40.000,00 überschrei-
tet, unterliegt im Jahr der Anschaffung 
der Eigenverbrauchsbesteuerung. Der 
Unternehmer hat daher EUR 3.333,33 
(20.000/120*20) an Umsatzsteuer an 
das Finanzamt wieder abzuführen. 
Wirtschaftlich betrachtet ist daher der 
Vorsteuerabzug bei E-Autos mit EUR 
6.666,67 gedeckelt (40.000/120*20). 
Sinngemäß ist auch bei Aufwendungen 
im Zusammenhang mit der Miete oder 
dem Betrieb eines E-Autos vorzugehen.

Parzellierung, Aufschließung (Bau-
reifmachung) und anschließende Ver-
wertung des Liegenschaftsvermögens 
erfolgt.

Liegt ein gewerblicher Grundstückshan-
del vor, so sind die ab dem Zeitpunkt 
der Einlage in den Grundstückshandel 
entstehenden Gewinne aus der Ver-
äußerung von Liegenschaftsvermögen 
(wie etwa von mehreren Eigentums-
wohnungen) mit dem bis zu 55%igen 
progressiven Einkommensteuertarif zu 
besteuern, während bei privater Grund-
stücksveräußerung der 30%ige Immo-
bilienertragsteuersatz zur Anwendung 
gelangt.

Zeitraum zwischen Einlage
und Verkauf
Als Zeitpunkt der Einlage in den gewerb-
lichen Grundstückshandel gilt dabei die 
erstmalige Darlegung des Verkaufswil-
lens. Dieser Zeitpunkt kann etwa bereits 
beim Erwerb der Grundstücke oder aber 
erst bei Beginn der Verwertungshand-
lungen gegeben sein. Dies ist insoweit 
wichtig, als bei einer Einlage erst unmit-
telbar vor dem Verkauf, der (mit dem bis 
zu 55%igen progressiven Einkommen-

Anschaffungskosten
über EUR 80.000,00

Übersteigen die Anschaffungskosten die 
Angemessenheitsgrenze um mehr als 
100 % und sind sie somit höher als EUR 
80.000,00, steht kein Vorsteuerabzug zu.

Ebenso berechtigen PKW oder Kombi-
nationskraftwagen, die sowohl Elektro-
motor als auch mit Verbrennungsmotor 
angetrieben werden können (z. B. Hybrid-
fahrzeuge) nicht zum Vorsteuerabzug.

ELEKTROFAH R RÄDER

Nach herrschender Verwaltungsmei-
nung sind Elektrofahrräder und auch 
Selbstbalance-Roller als „zu den Krafträ-
dern gehörend“ qualifiziert. Damit wird 
der Vorsteuerabzug bei der Anschaffung 
von Elektrofahrrädern verwehrt.

steuertarif zu versteuernde) Veräuße-
rungsgewinn mangels Wertsteigerung 
ab dem Zeitpunkt der Einlage im Einzel-
fall vernachlässigbar gering sein könnte.
Liegt jedoch zwischen dem Zeitpunkt 
der Einlage und dem Verkauf ein län-
gerer Zeitraum (etwa weil sich der Ver-
kauf der Wohnungen über mehrere Jah-
re erstreckt) und kommt es in diesem 
Zeitraum zu signifikanten Wertsteige-
rungen, kann dies im Vergleich zur Ver-
äußerung aus dem Privatvermögen zu 
einer empfindlichen Steuermehrbelas-
tung führen.

Gewerblicher Grundstückshandel: 
Steuermindernde Aufwendungen
Demgegenüber besteht bei Liegen-
schaftsveräußerungen im Rahmen eines 
gewerblichen Grundstückshandels – an-
ders als bei privaten Grundstücksveräu-
ßerungen, die dem 30%igen Steuersatz 
unterliegen – die Möglichkeit, damit 
im Zusammenhang stehende Aufwen-
dungen (wie etwa Vertragserrichtungs-
kosten, Beratungskosten, Maklerkosten) 
steuermindernd geltend zu machen und 
gegebenenfalls daraus entstehende Ver-
luste in Folgejahre vorzutragen.

ECA-Steuertipp:

Planen Sie Immobilienprojekte sorg-
fältig und berücksichtigen Sie dabei 
auch die steuerlichen Aspekte, um 
Mehrbelastungen zu vermeiden. Wir 
unterstützen und beraten Sie dabei 
gerne! 

Diese Verwaltungsmeinung ist aus vie-
len Gründen unverständlich. E-Fahrräder 
sind aus wirtschaftlicher Sichtweise und 
nach der allgemeinen Verkehrsauffas-
sung wohl als Fahrrad zu beurteilen. Ent-
sprechend ist auch die kraftfahrrecht-
liche Einordnung, wonach E-Fahrräder 
auf Radwegen fahren sollen/dürfen.

Nach dem Ministerratsvortrag zur Steu-
erreform am 8.5.2019 wurde in Aus-
sicht gestellt, ab dem Jahr 2020 den 
Vorsteuerabzug für Elektrofahrräder zu 
ermöglichen. Die Gesetzwerdung bleibt 
insbesondere aufgrund der aktuellen 
politischen Ereignisse abzuwarten.

»Steuerfalle: Verkauf von mehreren Wohnungen »
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»Ärztliche Hausapotheke
und Vorsteuerabzug »
Der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) beschäftigte sich 
mit der Höhe des Vorsteuerabzugs für ein neu errichtetes 
Gebäude, in dem ein praktischer Arzt seine Ordination 
samt Hausapotheke betreibt.

Seitdem vom VwGH bereits vor einigen Jahren ein Urteil 
ergangen ist, dürfen Vorsteuern aus der Errichtung oder 
dem Erwerb eines Gebäudes nur für jene Flächen abge-
zogen werden, die mit der Erzielung von umsatzsteu-
erpflichtigen Leistungen zusammenhängen. Bis dahin 
wurden die Vorsteuern für das gesamte Gebäude zu-
meist nach dem Verhältnis der umsatzsteuerpflichtigen 
Umsätze zum Gesamtumsatz aufgeteilt, was häufig ei-
nen höheren anteiligen Vorsteuerabzug zur Folge hatte. 

Im vorliegenden Fall, der übrigens von einer ECA-Kanzlei 
erfolgreich betreut wurde, ist das Finanzamt allerdings 
über das Ziel hinausgeschossen. Vorsteuern wurden 
nur für den Apothekenraum und teilweise für den War-
te- bzw. Empfangsraum gewährt. Andere nicht direkt 
zuordenbare Flächen wie Heizraum, Dienstzimmer, Per-
sonalraum etc. wurden nicht berücksichtigt.

Diese Einschränkungen sind dem VwGH zu weit gegan-
gen. Für derartige Räume ist ein anteiliger Vorsteuerab-
zug zu gewähren, auch wenn dort nicht unmittelbar Um-
sätze bewirkt werden. Die Ermittlung dieses Anteils hat 
der VwGH offengelassen. Ein denkbarer Weg ist jener, wie 
er vom Bundesfinanzgericht (BFG) dann im konkreten Fall 
gegangen wurde: Dabei wurde ermittelt, in welchem Aus-
maß Personal für die Bereiche Ordination und Hausapo- 
theke eingesetzt wurde. Dieses Verhältnis wurde dann 
als angemessener Aufteilungsschlüssel angesetzt.

»Private Nutzung von Betriebsvermögen »
Verwenden Sie als Unternehmer im Rahmen Ihres Einzelunterneh-
mens Betriebsvermögen vorübergehend für private Zwecke, ist dies 
als Nutzungsentnahme zu berücksichtigen.

Ist ein Wirtschaftsgut dem Betrieb zuzuordnen (= Betriebsvermö-
gen), so sind die mit diesem Wirtschaftsgut in Zusammenhang 
stehenden Einnahmen und Ausgaben sowie Wertänderungen steu-
erlich zu erfassen. Eine bloß vorübergehende Nutzung dieses Wirt-
schaftsgutes für private Zwecke nimmt diesem nicht die Betriebsver-
mögenseigenschaft. Aber Achtung: Übersteigt die private Nutzung 
zum Beispiel 50 % bei beweglichen Wirtschaftsgütern, liegt kein Be-
triebsvermögen mehr vor, sondern Privatvermögen. 

Wird Betriebsvermögen auch teilweise privat verwendet, ist dies in 
Form einer Nutzungsentnahme zu berücksichtigen. Die Bewertung 
der Nutzungsentnahme erfolgt mit dem entsprechenden Anteil an 
den Betriebsausgaben. Es sind daher die auf die Privatnutzung entfal-
lenden Beträge an Abschreibungen, Reparaturen, Betriebskosten so-
wie Finanzierungsaufwendungen u. a. als Entnahmewert anzusetzen. 

Umsatzsteuer bei privater Nutzung
Werden Gegenstände, für die Sie als Unternehmer den vollen oder 
teilweisen Vorsteuerabzug geltend gemacht haben, für private Zwe-
cke verwendet, unterliegt diese Verwendung der Umsatzsteuer. 
Bemessungsgrundlage dafür sind die auf die Nutzung des Gegen-
standes entfallenden effektiven Kosten. Dazu zählt neben den lau-
fenden Betriebskosten auch die anteilige Absetzung für Abnutzung. 
Die Kosten sind um solche, bei denen kein Vorsteuerabzug möglich 
ist, zu kürzen.

ECA-Steuertipp:

Wir empfehlen, die Verwendung von Betriebsvermögen für unterneh-
mensfremde Zwecke stets genau zu dokumentieren und die steuer-
liche Behandlung zeitnah mit uns abzuklären.
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